jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE AsylGH Erkenntnis 2011/6/6 E11
254774-0/2008

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 06.06.2011

Norm

AsylG 1997 §7

AsylG 1997 88 Abs1

AsylG 2005 810

AVG 866 Abs4

EMRK Art3

. AsylG 2005 § 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

—_

SO 0 e N oA WD

-

—_

AVG 8§ 66 heute
2. AVG 8§ 66 giiltig ab 01.01.1999 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 158/1998
3. AVG § 66 glltig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

1. EMRK Art. 3 heute
2. EMRK Art. 3 gliltig ab 01.05.2004

Spruch
E11 254774-0/2008/9E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. KINZLBAUER, LL.M als Vorsitzenden und die Richterin Dr. ZOPF als
Beisitzerin Uber die Beschwerde von XXXX, StA. Aserbaidschan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
19.10.2004, ZI. 03 24.738-BAT, in nicht offentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter
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Dr. KINZLBAUER, LL.M als Vorsitzenden und die Richterin Dr. ZOPF als Beisitzerin Uber die Beschwerde von romisch 40
, StA. Aserbaidschan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 19.10.2004, ZI. 03 24.738-BAT, in nicht 6ffentlicher
Sitzung zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemalR§ 7 AsylG 1997, BGBI | 76/1997 idFBGBI | 126/2002, hinsichtlich des Spruchteils I.
abgewiesen.rémisch eins. Die Beschwerde wird gemal Paragraph 7, AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, 76 aus
1997, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 126 aus 2002,, hinsichtlich des Spruchteils rémisch eins. abgewiesen.

IIl. Die Beschwerde wird gemaf3 § 8 Abs. 1 AsylG 1997, BGBI | 76/1997 idF BGBI | 126/2002, hinsichtlich des Spruchteils II.
abgewiesen.rémisch zwei. Die Beschwerde wird gemal Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil
eins, 76 aus 1997, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 126 aus 2002,, hinsichtlich des Spruchteils rdmisch zwei.
abgewiesen.

Ill. Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt Ill. stattgegeben und dieser Spruchpunkt gemal? § 66 Abs. 4
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, ersatzlos behoben.rémisch drei. Der Beschwerde
wird hinsichtlich Spruchpunkt rémisch drei. stattgegeben und dieser Spruchpunkt gemal3 Paragraph 66, Absatz 4,
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51, ersatzlos behoben.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

Der Beschwerdefiihrer (im Folgenden: BF), ein Staatsangehoriger Aserbaidschans, reiste am 17.08.2003 illegal in das
Osterreichische Bundesgebiet ein und stellte am selben Tag beim Bundesasylamt einen Antrag auf internationalen
Schutz. Dieser wurde in der Folge negativ entschieden.

Im Zuge des Ermittlungsverfahrens brachte der BF (zusammengefasst dargestellt) als Fluchtgrund im Wesentlichen vor,
dass er im Fruhling 1992 aufgrund eines Streitgespraches den damaligen Justizminister bedroht und in weiterer Folge
mit Tétung gedroht hatte. lhm ware dann, da er bei der Polizei beschdftigt war, die Dienstwaffe entzogen worden. In
der Folge hatte er sich bei der Sondereinheit der Miliz, der OMON, beworben und ware auch aufgenommen worden.
Der Grund dafur war, dass er wieder eine Dienstwaffe bekommen wirde. Er hatte dann mit dem Gedanken gespielt,
den Ex-Justizminister umzubringen. Am 14.3.1995 wére es zu einem Aufstand gegen den damaligen Prasidenten
gekommen und diesen hatte die OMON unterstitzt. Er hatte jedoch an diesem Tage dienstfrei und wéare auch nicht in
Baku gewesen. Als er dies im Fernsehen erfahren habe, ware er nachsten Tag nach Baku gefahren. Er wollte zu den
Truppen der OMON vordringen, was ihm jedoch nicht gelang. Als er dann erfahren habe, dass der Kommandant der
OMON wahrend des Transportes in das Krankenhaus getétet worden ware, habe er am 17.3.1995 die Stadt verlassen
und ware nach Moskau gereist. Dort hatte er als Marktverkaufer gearbeitet, wobei von der Mafia Schutzgeld gefordert
wurde. Da diese immer mehr forderte und ihn auch zusammengeschlagen hatte, wobei er gesundheitliche Probleme
bekommen habe, wére er dann nach Osterreich gefliichtet.

Mit Bescheid vom 19.10.2004, ZI. 03 24.738-BAT, wies das Bundesasylamt den Asylantrag gemaR § 7 Asylgesetz 1997,
BGBI | Nr. 76/1997 idFBGBI | Nr. 126/2002, ab (Spruchpunkt 1), stellte gleichzeitig fest, dass die Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers nach Aserbaidschan gemaR § 8 Absatz 1 Asylgesetz 1997,
BGBI | Nr. 76/1997 (AsylG) zulassig sei (Spruchpunkt 1) und wies ihn gemadR8 8 Absatz 2 AsylG aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet aus (Spruchpunkt Il).Mit Bescheid vom 19.10.2004, ZI. 03 24.738-BAT, wies das
Bundesasylamt den Asylantrag gemal3 Paragraph 7, Asylgesetz 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, in
der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 126 aus 2002,, ab (Spruchpunkt rémisch eins), stellte gleichzeitig fest, dass
die Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeflhrers nach Aserbaidschan gemaf
Paragraph 8, Absatz 1 Asylgesetz 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, (AsylG) zuldssig sei (Spruchpunkt
réomisch zwei) und wies ihn gemal Paragraph 8, Absatz 2 AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet aus
(Spruchpunkt rémisch drei).

Im Rahmen der Beweiswirdigung erachtete die belangte Behdrde das Vorbringen des BF als nicht geeignet, eine
Asylgewahrung zu bewirken, da eine Verfolgung aus Grinden der Rasse, Religion, der Nationalitat, der Zugehdorigkeit
zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung nicht vorliege. Der Umstand, dass der BF
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aufgrund seiner Tatigkeit fir die OMON im Rahmen des Putschversuches mit einer Verhaftung rechnete, kdnne
insofern nicht zur Asylgewahrung fuhren, als es sich hiebei um eine Verfolgung aus rein strafrechtlichen Motiven
handle.

Im Rahmen der Refoulementprifung flhrte die Erstbehdrde begriindend aus, dass im Falle des BF keine konkreten
Anhaltspunkte vorldgen, die dafur sprechen wirden, dass der BF bei einer Ruckkehr nach Aserbaidschan einerseits
Gefahr liefe, dort einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden, oder
andererseits in eine derart extreme Notlage geraten wirde, die eine unmenschliche Behandlung im Sinne des Artikel 3
EMRK darstellen warde.

Zur Ausweisungsentscheidung wurde durch das BAA angeflhrt, dass der BF mit seiner Gattin und seinen Kindern im
gemeinsamen Haushalt lebt, wobei alle Asylwerber seien. Es liege somit kein Familienbezug zu einem dauernd
aufenthaltsberechtigten Fremden in Osterreich vor.

Gegen diesen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 02.11.2004 innerhalb offener Frist Berufung (nunmehr: Beschwerde)
erhoben.

In der Beschwerdeschrift wurde nach Darlegung allgemeiner rechtlicher und sonstiger Ausfiihrungen das bereits im
Verfahren Vorgebrachte wiederholt. So wurde vom BF vorgebracht, dass die Erstbehdrde keine aktuellen
Landerfeststellungen zu Aserbaidschan herangezogen und keine weiteren Feststellungen zu den von ihm
geschilderten Sachverhalt vorgenommen hatte. Diesbeziglich wird auf den Human Rights Watch Bericht vom
27.10.2004 verwiesen, wonach die Menschenrechtssituation in Aserbaidschan schlecht ware. Es wird auch bemangelt,
dass der BF keine Gelegenheit gehabt habe, auf die Feststellungen zu seinem Heimatland zu antworten bzw.
reagieren. Hatte er Gelegenheit gehabt, hatte er sein Vorbringen entsprechend prazisiert. Er ware aufgrund des
Verdachts seiner Teilnahme an Kampfhandlungen gegen die Regierung bzw. seines Disputs mit dem friheren
Justizminister in Gefahr und seines Lebens bedroht. Bei einer Ruckkehr hatte er jedenfalls mit Gewaltanwendung
gegen sich zu rechnen. Auch hétte er eine schwere Krankheit. Es werden zwei Befunde des XXXX und des Klinikums
XXXX beigeschlossen.In der Beschwerdeschrift wurde nach Darlegung allgemeiner rechtlicher und sonstiger
Ausfiihrungen das bereits im Verfahren Vorgebrachte wiederholt. So wurde vom BF vorgebracht, dass die Erstbehérde
keine aktuellen Landerfeststellungen zu Aserbaidschan herangezogen und keine weiteren Feststellungen zu den von
ihm geschilderten Sachverhalt vorgenommen hatte. Diesbeziiglich wird auf den Human Rights Watch Bericht vom
27.10.2004 verwiesen, wonach die Menschenrechtssituation in Aserbaidschan schlecht ware. Es wird auch bemangelt,
dass der BF keine Gelegenheit gehabt habe, auf die Feststellungen zu seinem Heimatland zu antworten bzw.
reagieren. Hatte er Gelegenheit gehabt, hatte er sein Vorbringen entsprechend prazisiert. Er ware aufgrund des
Verdachts seiner Teilnahme an Kampfhandlungen gegen die Regierung bzw. seines Disputs mit dem friheren
Justizminister in Gefahr und seines Lebens bedroht. Bei einer Ruckkehr hatte er jedenfalls mit Gewaltanwendung
gegen sich zu rechnen. Auch hétte er eine schwere Krankheit. Es werden zwei Befunde des rémisch 40 und des
Klinikums rémisch 40 beigeschlossen.

Hinsichtlich des weiteren Vorbringens und des Verfahrensganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen (AS 81-
89).

Mit Schreiben des Asylgerichtshofes vom 19.04.2011 wurden der Verfahrenspartei die aktuellen Landerfeststellungen
zu Aserbaidschan (Auswartiges Amt Uber die asyl-und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Aserbaidschan vom
16.12.2010 und der Feststellungen der Grundsatz- und Dublinabteilung des Bundesasylamtes Gber Aserbaidschan vom
Februar 2011) Ubermittelt und ihr die Gelegenheit eingerdaumt, dazu binnen 2 Wochen schriftlich Stellung zu nehmen.
Der BF wurde weiters aufgefordert, innerhalb der genannten Frist auch allfillige Anderungen seiner persénlichen
Verhdltnisse seit der letzten Einvernahme vor dem BAA bekanntzugeben. Das BAA gab keine Stellungnahme ab.

Mit Schriftsatz vom 3.5.2011 erfolgte eine Stellungnahme des BF. In der Stellungnahme wird vorgebracht, dass er seit
Sommer 2003 in Osterreich lebe. Er habe sich mittlerweile der deutschen Sprache beméchtigt und bei der Diakonie
einen Deutschkurs absolviert. Er habe flr die Gemeinde im Méarz und April 2011 gemeinnitzige Tatigkeiten verrichtet.
Er leide sehr daran, dass ihm kein reguldrer Zugang zum Osterreichischen Arbeitsmarkt offen stehe. Im
untergebrachten Gasthof, wo er seit 2003 lebe, wiirde er als ordentlich gelten und habe nie Probleme gemacht, was



auch vom Wirt bestatigt wird. AuBerdem leide er an einer Herzerkrankung und muss sich deshalb alle zwei Monate
einer arztlichen Kontrolle unterziehen. Er ware auf Medikamente angewiesen, die er taglich einnehmen musse. Er ware
nie straffallig geworden. In seinem Heimatland wirde ihm nach wie vor Verfolgung drohen.

Es werden eine Teilnahmebestatigung an einem Deutschkurs im Jahre 2010 der Diakonie, eine Bestatigung der Stadt
Waidhofen Uber gemeinnutzige Hilfstatigkeiten in den Monaten Marz und April 2010, eine Bestatigung des Gasthauses
XXXX vom April 2011 Gber die Ordentlichkeit des BF in der Unterkunft, eine Stellungnahme des Mag. XXXX Uber die
Integrationsbereitschaft des BF und ein kardiologischer Arztbericht vom 29.9.2010, Befundbericht vom 28.9.2010 und
eine Aufenthaltsbestatigung vom 29.9.2010 des Landesklinikum XXXX beigeschlossen.Es werden eine
Teilnahmebestatigung an einem Deutschkurs im Jahre 2010 der Diakonie, eine Bestatigung der Stadt Waidhofen tber
gemeinnUtzige Hilfstatigkeiten in den Monaten Marz und April 2010, eine Bestatigung des Gasthauses romisch 40 vom
April 2011 Uber die Ordentlichkeit des BF in der Unterkunft, eine Stellungnahme des Mag. rémisch 40 Uber die
Integrationsbereitschaft des BF und ein kardiologischer Arztbericht vom 29.9.2010, Befundbericht vom 28.9.2010 und
eine Aufenthaltsbestatigung vom 29.9.2010 des Landesklinikum romisch 40 beigeschlossen.

Il. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

Gemal § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder,
soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter GberGemal Paragraph 61, (1) AsylG 2005 Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet der Asylgerichtshof
in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter tber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[.....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Gem. § 23 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG),
gedndert durch BGBI. I, Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr.51, mit der MalRgabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang
das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBI. Nr.51, zur Anwendung gelangt.Gem. Paragraph 23, des
Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt rémisch eins, Nr. 4 aus 2008, (Asylgerichtshofgesetz -
AsylGHG), geandert durch Bundesgesetzblatt rémisch eins, Nr. 147 aus 2008,, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz
2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt
Nr.51, mit der MaRRgabe sinngemald anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde"
tritt, weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991
(AVG), Bundesgesetzblatt Nr.51, zur Anwendung gelangt.

GemaR § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehorde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als
unzuldssig oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl
im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (§ 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemalR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.Gemafi Paragraph 66, Absatz 4,
AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehdrde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als unzuldssig oder
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verspatet zurtckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl im Spruch als
auch hinsichtlich der Begrindung (Paragraph 60,) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gem. 8 73 (1) Asylgesetz 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des 8 75 (1) leg. cit
in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu
Ende zu fuhren sind.Gem. Paragraph 73, (1) Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG
2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des Paragraph 75, (1) leg. cit in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005
anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu fihren sind.

Beweiswurdigung

Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf
den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der aulBer Zweifel stehenden Aktenlage fest.

Die Identitat beruht auf den persdnlichen Angaben sowie aufgrund des nunmehr vorliegenden Wehrdienstbuches des
Beschwerdefuhrers.

Zu den zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat ausgewdhlten Quellen wird
angefuhrt, dass es sich hierbei aus der Sicht des Asylgerichtshofes um eine ausgewogene Auswahl verschiedener
Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges handelt, welche es ermdglichen, sich ein moglichst
umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat machen zu kdnnen. Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird
angefihrt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat
der Veroffentlichung davon ausgehen muss, dass sie den Behdrden jenes Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis
gelangen, diplomatische Zurtickhaltung gelibt wird, wenn es um Sachverhalte geht, fir die auslandische Regierungen
verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu
besonderer Obijektivitdt verpflichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme weder flir den
potentiellen Verfolgerstaat, noch fur die behauptetermalen Verfolgten unterstellt werden kann. Hingegen findet sich
hinsichtlich der Uberlegungen zur diplomatischen Zuriickhaltung bei Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen
das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen Ursprunges.

Auch kommt den Quellen Aktualitat zu (vgl. Erk. d. VwGHs. vom 9. Marz 1999, Z198/01/0287 und sinngemal im
Zusammenhang mit Entscheidungen nach § 4 AsylG 1997 das E. vom 11. November 1998,98/01/0284, bzw. auch das E.
vom 7. Juni 2000, ZI. 99/01/0210).Auch kommt den Quellen Aktualitat zu vergleiche Erk. d. VWGHs. vom 9. Marz 1999,
Z1.98/01/0287 und sinngemaRl im Zusammenhang mit Entscheidungen nach Paragraph 4, AsylG 1997 das E. vom 11.
November 1998, 98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni 2000, Z1.99/01/0210).

Zu dem vom BF in der Beschwerde angefiihrten Human Rights Watch Bericht aus dem Jahr 2004 ist anzufihren, dass
es sich hierbei um einen Bericht alteren Datums handelt. Fir den Gerichtshof sind die neueren, aktuellen Quellen -
auch von NGO¢s - aussagekraftig und entsprechend zu bewerten. Es ist jedoch nicht zu verleugnen, dass es immer
wieder zu Schikanen gegenuber Einzelpersonen kommt. Zu diesem Zweck wurde auch das Amt einer Ombudsfrau fur
Menschenrechte eingerichtet. Da es sich bei den Ubergriffen jedoch um Einzelaktionen handelt, kann nicht davon
ausgegangen werden, dass Folter und Misshandlungen generell geduldet werden wirden.

Wenn vom BF in der Beschwerde vorgebracht wird, dass die Erstbehdrde keine aktuellen Landerfeststellungen zu
Aserbaidschan herangezogen und keine weiteren Feststellungen zu den von ihm geschilderten Sachverhalt
vorgenommen hatte, ist festzuhalten, dass das BAA Berichte aus dem Jahre 2003 herangezogen hat. Wenn der BF
diesbeziiglich auf den bereits oa. Human Rights Watch Bericht vom 27.10.2004 zitiert, ist darauf hinzuweisen, dass der
bezughabende Bescheid bereits am 19.10.2004, also vor Bekanntmachung des Berichtes, erlassen wurde. Zu den vom
BAA herangezogenen Feststellungen hinsichtlich OPON-Mitgliedschaft, ist festzustellen, dass diese aus dem Jahre 1998,
also nach den Vorfallen 1995, stammen und die seitens der aserbaidschanischen Regierung eingeleiteten Malinahmen
gegen ehemalige OPON-Mitglieder sehr objektiv und aufschlussreich darstellen.

In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzuflhren, dass die vom BAA vorgenommene
Beweiswirdigung im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze in sich
schlUssig und stimmig ist.

Die freie Beweiswiirdigung ist ein Denkprozess, der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
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Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des &sterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
19.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden,
(...)".5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten
Gerichtshofs vom 19.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider
vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare
andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den
Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem
Richter ein empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine hdchste,
ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu
begrinden, (...)".

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der hochstgerichtlichen Judikatur festgelegten,
Pramissen fur den Vorgang der freien Beweiswirdigung dem Bundesasylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das
ausreisekausale Vorbringen im dargestellten Ausmal? als nicht glaubhaft qualifiziert.

Im Rahmen der oa. Ausfihrungen ist durch das erkennende Gericht anhand der Darstellung der personlichen
Bedrohungssituation der Beschwerdefiihrerin und den dabei allenfalls auftretenden Ungereimtheiten - z. B. gehaufte
und eklatante Widerspriche ( z. B. VwWGH 25.1.2001, 2000/20/0544) oder fehlendes Allgemein- und Detailwissen (z. B.
VWGH 22.2.2001, 2000/20/0461) - zu beurteilen, ob Schilderungen eines Asylwerbers mit der Tatsachenwelt im Einklang
stehen oder nicht.

Auch wurde vom Verwaltungsgerichtshof ausgesprochen, dass es der Verwaltungsbehdrde [nunmehr dem
erkennenden Gericht] nicht verwehrt ist, auch die Plausibilitat eines Vorbringens als ein Kriterium der Glaubwurdigkeit
im Rahmen der ihr zustehenden freien Beweiswirdigung anzuwenden. (VwWGH v. 29.6.2000, 2000/01/0093).

Es ist eine abweisende Entscheidung im Verfahren nach& 7 AsylG bereits dann mdglich, wenn es als wahrscheinlich
angesehen wird, dass eine Verfolgungsgefahr nicht vorliegt, das heil3t, mehr Grinde fir als gegen diese Annahme
sprechen (vgl zum Bericht der Glaubhaftmachung: Ackermann, Hausmann, Handbuch des Asylrechts (1991) 137 f; s.a.
VwWGH 11.11.1987, 87/01/0191); Rohrbdck AsylG 1997, Rz 314, 524)Es ist eine abweisende Entscheidung im Verfahren
nach Paragraph 7, AsylG bereits dann mdglich, wenn es als wahrscheinlich angesehen wird, dass eine
Verfolgungsgefahr nicht vorliegt, das heilst, mehr Grinde fir als gegen diese Annahme sprechen vergleiche zum
Bericht der Glaubhaftmachung: Ackermann, Hausmann, Handbuch des Asylrechts (1991) 137 f; s.a. VWGH 11.11.1987,
87/01/0191); Rohrbdck AsylG 1997, Rz 314, 524).

Dem Bundesasylamt ist zuzustimmen, wenn dieses ausfiihrt, den Angaben des BF konne aufgrund mangelnder
asylrelevanten Verfolgung nicht beigetreten werden.

Wenn vom BF bemangelt wird, dass er keine Gelegenheit gehabt habe, auf die Feststellungen zu seinem Heimatland
zu antworten bzw. reagieren, ist auf seine nunmehrige Stellungnahme zu den Vorhalten des AGH vom 3.5.2011 zu
verweisen, wonach der BF den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substantiiert entgegen ist.

Wenn der BF nunmehr vorbringt, dass die Behdrde ihm in den relevierten Punkten kein Parteiengehor gewahrt hatte,
da er dann seine Angaben erganzen bzw. alle Beweismittel bezeichnen hatte kdnnen, ist festzustellen, dass darin kein
Verfahrensmangel zu erblicken ist, vermochte der BF doch nicht darzutun, was daraus an entscheidungsrelevanten
Informationen abgeleitet hatten werden kdnnen bzw. kam der BF nicht einmal in der ggst. Beschwerdeschrift und
Stellungnahme dieser von ihm geforderten Aufklarung nach.
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Auch seine Angabe in der Beschwerdeschrift, er ware aufgrund des Verdachts seiner Teilnahme an Kampfhandlungen
gegen die Regierung bzw. seines Disputs mit dem friheren Justizminister in Gefahr und seines Lebens bedroht, kann
nicht nachvollzogen werden. Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist festzustellen, dass der BF niemals an
Kampfhandlungen gegen die Regierung teilgenommen habe. Der BF hatte sich nach seinen eigenen Angaben am Tag
des Aufstandes in Lenkaram aufgehalten, da er dienstfrei hatte (AS 53). Gerade dieser Umstand, dass der BF dienstfrei
hatte und daher nicht an dem Aufstand beteiligt gewesen sein konnte, wirde sich durch die aserbaidschanischen
Behdérden aufgrund der Dienstplane bzw. Befragungen von Kameraden des BF ohne weiteres aufklaren und somit
seine Unschuld feststellen lassen. An dieser Stelle sei auch festgehalten, dass nach den Landerfeststellungen nur
ehemalige Mitglieder der OMON mit einem Strafverfahren zu rechnen haben, die bei den bewaffneten
Auseinandersetzungen im Marz 1995 beteiligt gewesen waren. Dies ist im Falle des BF nicht gegeben. Der Umstand,
dass das vom BF nachtraglich vorgelegte Wehrdienstbuch Stempelabdrucke (S 26 u. 27) aus dem Jahre 2000 aus Baku
aufweist, ist fur den erkennenden Senat Indiz, dass der BF immer wieder dorthin zurtickkehrte - obwohl er 1995
Aserbaidschan verlassen hatte - und somit gegen eine aktuelle Verfolgungsgefahr spricht. Wenn vom BF angefuhrt
wird, dass er auch Verfolgung wegen seiner Drohung gegen den Ex-Justizminister beflrchte, ist festzustellen, dass es
das legitime Recht jedes Staates darstellt, strafrechtliche Verfolgungen gegen verdachtige Personen einzuleiten. Wenn,
wie vom BF dargelegt, dieser offen eine Drohung gegen eine andere Person (Justizminister) vorbringt, sind durch die
Behorden entsprechende Ermittlungen einzuleiten. Abgesehen von einer legitimen strafrechtlichen Verfolgung des BF
ist auch festzuhalten, dass es vom Gerichtshof nicht nachvollziehbar ist, dass dem BF vorerst von seinem damaligen
Arbeitgeber der Polizei die Dienstwaffe abgenommen, er jedoch in der Folge in einer schwer bewaffneten
Spezialgruppe aufgenommen und dort wiederum mit einer Dienstwaffe versehen wurde. Aber auch der Umstand, dass
der BF den damaligen Justizminister offen mit seiner Ermordung drohen konnte und auch deswegen nicht angeklagt
bzw. sofort aus dem Polizeidienst entfernt wurde, ist nicht plausibel.

Die Verpflichtung der Behoérde zur amtswegigen Ermittlungspflicht geht nicht so weit, dass sie in jeder denkbaren
Richtung Ermittlungen durchzufiihren hatte, sondern sie besteht nur insoweit, als konkrete Anhaltspunkte aus den
Akten (etwa das Vorbringen der Partei (VwSlg 13.227 A/1990) dazu Veranlassung geben (VwWGH 4.4.2002,
2002/08/0221).

Auch bei Asylverfahren nach dem AsylG 1997 ist eine mangelnde Mitwirkung des Beschwerdefuhrers im Rahmen der
Beweiswlrdigung - und damit auch bei der Beurteilung der Glaubhaftmachung - zu berlcksichtigen
(FeRI/Holzschuster, Asylgesetz 2005 Kommentar, S 385 mwN auf die Judikatur des VwGH). Wenn es sich um einen der
persénlichen Sphére der Partei zugehdrigen Umstand handelt (zB ihre familidare [VwGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua],
gesundheitliche [VwSIg 9721 A/1978; VWGH 17.10.2002, 2001/20/0601; 14.6.2005, 2005/02/0043], oder finanzielle [vgl
VWGH 15.11.1994, 94/07/0099] Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl
auch VWGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhohte Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VWGH 18.12.2002,
2002/18/0279). Wenn Sachverhaltselemente im Ausland ihre Wurzeln haben, ist die Mitwirkungspflicht und
Offenlegungspflicht der Partei in dem Mal3e hoéher, als die Pflicht der Behdrde zur amtswegigen Erforschung des
Sachverhaltes wegen des Fehlens der ihr sonst zu Gebote stehenden Ermittlungsmadglichkeiten geringer wird. Tritt in
solchen Fallen die Mitwirkungspflicht der Partei in den Vordergrund, so liegt es vornehmlich an ihr, Beweise fir die
Aufhellung auslandsbezogener Sachverhalte beizuschaffen (VWGH 12.07.1990, Zahl 89/16/0069).Auch bei Asylverfahren
nach dem AsylG 1997 ist eine mangelnde Mitwirkung des Beschwerdefihrers im Rahmen der Beweiswtrdigung - und
damit auch bei der Beurteilung der Glaubhaftmachung - zu berlcksichtigen (FeRl/Holzschuster, Asylgesetz 2005
Kommentar, S 385 mwN auf die Judikatur des VwGH). Wenn es sich um einen der personlichen Sphare der Partei
zugehorigen Umstand handelt (zB ihre familidgre [VWGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua], gesundheitliche [VwSlg 9721
A/1978; VwGH 17.10.2002, 2001/20/0601;  14.6.2005,2005/02/0043], oder finanzielle [vgl VwWGH 15.11.1994,
94/07/0099] Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann vergleiche auch VwGH
24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhodhte Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VwWGH 18.12.2002,2002/18/0279).
Wenn Sachverhaltselemente im Ausland ihre Wurzeln haben, ist die Mitwirkungspflicht und Offenlegungspflicht der
Partei in dem MaRe héher, als die Pflicht der Behdrde zur amtswegigen Erforschung des Sachverhaltes wegen des
Fehlens der ihr sonst zu Gebote stehenden Ermittlungsmadglichkeiten geringer wird. Tritt in solchen Fallen die
Mitwirkungspflicht der Partei in den Vordergrund, so liegt es vornehmlich an ihr, Beweise fur die Aufhellung
auslandsbezogener Sachverhalte beizuschaffen (VwGH 12.07.1990, Zahl 89/16/0069).
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Zusammenfassend ist vom Gerichtshof festzustellen, dass die Angaben des BF aufgrund des Fluchtvorbringens nicht
geeignet sind, eine Glaubwurdigkeit einer asylrelevanten Verfolgung darzulegen.

Vom Asylgerichtshof ist zusammenfassend somit festzustellen, dass dem Vorbringen des BF keine Asylrelevanz

unterstellt werden kann.
Abweisung des Antrages auf Gewahrung von Asyl.

GemaR § 7 AsylG hat die Behorde Asylwerbern auf Antrag Asyl zu gewdhren, wenn glaubhaft ist, dass ihnen im
Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flichtlingskonvention) droht und keiner der in Art. 1
Abschnitt C oder F der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgriinde vorliegt. GemaR Paragraph 7, AsylG hat die
Behorde Asylwerbern auf Antrag Asyl zu gewahren, wenn glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung
(Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer Fluchtlingskonvention) droht und keiner der in Artikel eins, Abschnitt C
oder F der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgrinde vorliegt.

Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatsicherheit § 4 AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (& 5
AsylG) zurlckzuweisen. Ebenso liegen bei Berilcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine
Asylausschlussgriinde vor.Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatsicherheit (Paragraph 4, AsylG) oder
Zustandigkeit eines anderen Staates (Paragraph 5, AsylG) zurlickzuweisen. Ebenso liegen bei Berticksichtigung

samtlicher bekannter Tatsachen keine Asylausschlussgriinde vor.

Fluchtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Grinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.Flichtling im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A
Ziffer 2, der GFK ist, wer aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses
Landes zu bedienen.

Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berucksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden firchten wirde (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380).

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die vom Staat zu schitzende
personliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht
mit der wohlbegrindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genugt nicht (z.B. VwWGH vom 19.12.1995, ZI.94/20/0858, VwWGH vom
14.10.1998. ZI.98/01/0262). Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der
Bescheiderlassung vorliegen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194).

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Grinden haben und muss
ihrerseits Ursache daflr sein, dass sich die betreffende Person auRerhalb ihres Heimatlandes befindet.

Wie im gegenstandlichen Fall bereits in der Beweiswirdigung ausfuhrlich erdrtert wurde, war dem Vorbringen des
Beschwerdefihrers zum behaupteten Ausreisegrund insgesamt die Glaubhaftmachung eines Asylgrundes verwehrt.

Im gegenstandlichen Fall erachtet das erkennende Gericht im dem im Rahmen der Beweiswurdigung dargelegten
Umfang die Angaben der von dem Beschwerdeflhrer behaupteten Fluchtgriinde als nicht asylrelevant, da nicht davon
ausgegangen werden kann, dass eine Verfolgung des BF den staatlichen Behdrden zuzurechnen ist bzw. diese nicht
willig und fahig waren dem BF entsprechenden Schutz zukommen zu lassen.

Da sich auch im Rahmen des sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
keine Hinweise auf das Vorliegen der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK
genannten Grund ergaben, scheidet die Gewahrung von Asyl somit aus und die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des
Bescheides des Bundesasylamtes war daher zusammengefasst abzuweisen.Da sich auch im Rahmen des sonstigen
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Ermittlungsergebnisses bei Berlicksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine Hinweise auf das Vorliegen der
Gefahr einer Verfolgung aus einem in Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genannten Grund ergaben, scheidet die
Gewahrung von Asyl somit aus und die Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch eins. des Bescheides des

Bundesasylamtes war daher zusammengefasst abzuweisen.
Feststellung der Zulassigkeit der Zurtickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat

Gem. § 8 Abs 1 AsylG 1997 hat die Behorde im Falle einer Abweisung eines Asylantrages von Amts wegen festzustellen,
ob eine Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat zulassig ist; diese Entscheidung ist
mit der Abweisung des Asylantrages zu verbinden.Gem. Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997 hat die Behdrde im Falle
einer Abweisung eines Asylantrages von Amts wegen festzustellen, ob eine Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder
Abschiebung in den Herkunftsstaat zuldssig ist; diese Entscheidung ist mit der Abweisung des Asylantrages zu

verbinden.

§ 8 AsylG 1997 beschrankt den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies ist dahin gehend zu
verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen ist, hinsichtlich dessen auch die Flichtlingseigenschaft des
Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prufen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999, 98/20/0300).Paragraph
8, AsylG 1997 beschrankt den Prufungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies ist dahin gehend zu
verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen ist, hinsichtlich dessen auch die Flichtlingseigenschaft des
Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prufen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999, 98/20/0300).

Die Zurlckweisung, die Hinderung an der Einreise, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist
unzuldssig, wenn dadurch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wirde oder fur sie als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen
eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes verbunden ware (8 8 Abs 1 AsylG iVm § 50 Abs. 1 FPG) bzw. dort
ihr Leben oder ihre Freiheit aus Grinden ihrer Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Ansichten bedroht ware (Art. 33 Z 1 der GFK iVm § 50 Abs. 2 FPGund 8 8
Abs 1 AsylG), es sei denn, es bestehe eine inlandische FluchtalternativeDie Zurlckweisung, die Hinderung an der
Einreise, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzuldssig, wenn dadurch Artikel 2, EMRK,
Artikel 3, EMRK oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wirde oder flr sie als Zivilperson eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes verbunden ware (Paragraph 8, Absatz eins, AsylG in Verbindung mit Paragraph 50, Absatz
eins, FPG) bzw. dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Grinden ihrer Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Ansichten bedroht ware (Artikel 33, Ziffer eins, der GFK in
Verbindung mit Paragraph 50, Absatz 2, FPG und Paragraph 8, Absatz eins, AsylG), es sei denn, es bestehe eine
inlandische Fluchtalternative.

Im gegenstandlichen Fall wurde Gefahrdung iSd8 50 Abs 2 FPG bereits geprift und ausgeschlossen. In Bezug auf 8 50
(1) leg cit. wirdlm gegenstandlichen Fall wurde Gefdhrdung iSd Paragraph 50, Absatz 2, FPG bereits gepruift und
ausgeschlossen. In Bezug auf Paragraph 50, (1) leg cit. wird

Folgendes ausgefuhrt:
Art. 2 EMRK lautet:Artikel 2, EMRK lautet:

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschuitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Toétung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen
Gewaltanwendung ergibt:

a) um die Verteidigung eines Menschen gegenuber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen;

b) um eine ordnungsgemafe Festnahme durchzufiihren oder das Entkommen einer ordnungsgemal festgehaltenen

Person zu verhindern;
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¢) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdricken."

Wahrend durch das 6. ZPEMRK die Todesstrafe weitestgehend abgeschafft wurde, erklart das 13. ZPEMRK die
Todesstrafe als vollstandig abgeschafft.

Art. 3 EMRK lautet:Artikel 3, EMRK lautet:
"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden."

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groRe kérperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fUr eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschiichtern oder zu ndtigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehorigen des ¢ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdricklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehéren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984).Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groRRe kdrperliche oder
seelische Schmerzen oder Leiden zugefugt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein
Gestandnis zu erlangen, um sie fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu
bestrafen, um sie oder einen Dritten einzuschiichtern oder zu nétigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art
von Diskriminierung beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des &ffentlichen
Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren
ausdrticklichem oder stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen
oder Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehdéren oder damit verbunden sind
(Artikel eins, des UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984).

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der Folter
zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394).

Unter einer erniedrigenden Behandlung die Zufugung einer Demutigung oder Entwuirdigung von besonderem Grad zu
verstehen (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).

Art. 3 EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im
Bundesgebiet aufhalt.Artikel 3, EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch
Fremde), welche sich im Bundesgebiet aufhalt.

Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf politisches Asyl
garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden Staates nach Art. 3
EMRK begriinden, wenn stichhaltige Grinde fur die Annahme bestehen, dass die betroffene Person im Falle ihrer
Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wurde, im Empfangsstaat einer Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung unterworfen zu werden (vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte
Konigreich, Nr. 21878/06).Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf
politisches Asyl garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden
Staates nach Artikel 3, EMRK begrunden, wenn stichhaltige Grinde fir die Annahme bestehen, dass die betroffene
Person im Falle ihrer Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, im Empfangsstaat einer Artikel 3, EMRK
widersprechenden Behandlung unterworfen zu werden vergleiche etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI
gegen das Vereinigte Kdnigreich, Nr. 21878/06).

Gem. der Judikatur des EGMR muss der Beschwerdeflhrer die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und
ernsthaften Gefahr schliissig darstellen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53,
S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete
Weise belegt werden.Gem. der Judikatur des EGMR muss der Beschwerdefiihrer die erhebliche Wahrscheinlichkeit



einer aktuellen und ernsthaften Gefahr schlissig darstellen vergleiche EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 -
Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise
geschildert und auf geeignete Weise belegt werden.

Rein spekulative Beflurchtungen reichen ebenso wenig aus (vgl. EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: X u. Y gg.
Vereinigtes Konigreich), wie vage oder generelle Angaben beziglich moglicher Verfolgungshandlungen (vgl. EKMR,
Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289).Rein spekulative Beflrchtungen reichen
ebenso wenig aus vergleiche EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: romisch zehn u. Y gg. Vereinigtes Konigreich),
wie vage oder generelle Angaben bezlglich mdglicher Verfolgungshandlungen vergleiche EKMR, Entsch. Vom
17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289).

Auch nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, VWGH 17.7.1997, ZI.97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anfihrt, dass es trotz allfalliger
Schwierigkeiten fUr den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -so weit als madglich-
Informationen vorzulegen, die der Behorde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer
Abschiebung ermdglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)

Wenn es sich um einen der personlichen Sphare der Partei zugehorigen Umstand handelt (zB ihre familiare (VwWGH
14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSIg 9721 A/1978; VWGH 17.10.2002,2001/20/0601) oder finanzielle (vgl
VWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl
auch VwWGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhohte Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VWGH 18.12.2002,
2002/18/0279).Wenn es sich um einen der persdnlichen Sphare der Partei zugehoérigen Umstand handelt (zB ihre
familiare (VWGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002,2001/20/0601)
oder finanzielle vergleiche VWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig
Kenntnis verschaffen kann vergleiche auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhéhte Mitwirkungspflicht des
Asylwerbers (VWGH 18.12.2002, 2002/18/0279).

Voraussetzung fur das Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist sohin auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen
Stellen zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsgiter vorliegt oder dass
im Heimatstaat des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit
zu rechnen ware, dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in § 50 Abs. 1 FPG
umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt wdre (vgl. VWGH 26.6.1997, 95/21/0294).Voraussetzung fir das
Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist sohin auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen zumindest
gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsglter vorliegt oder dass im Heimatstaat
des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu rechnen ware,
dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in Paragraph 50, Absatz eins, FPG
umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware vergleiche VwWGH 26.6.1997, 95/21/0294).

Der VWGH geht davon aus, dass der BeschwerdeflUhrer verninftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z195/20/0380) damit
rechnen muss, in dessen Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer Uber die blofRe Mdglichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden mafgeblichen Wahrscheinlichkeit
von einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr betroffen zu sein. Wird dieses Wahrscheinlichkeitskalkul
nicht erreicht, scheidet die Gewahrung von subsididarem Schutz somit aus.

Hinweise auf das sonstige Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot,
Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) liegen ebenfalls
nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis
auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.Hinweise auf das sonstige
Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder
sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) liegen ebenfalls nicht vor, weshalb hieraus aus
diesem Blickwinkel bei Berticksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Vorliegen eines
Sachverhaltes gem. Artikel 2, und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.
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Aufgrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates der BF (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet
das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe aus.Aufgrund der Ausgestaltung des
Strafrechts des Herkunftsstaates der BF (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet das Vorliegen einer Gefahr im
Sinne des Artikel 2, EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und

Grundfreiheiten Gber die Abschaffung der Todesstrafe aus.

Da sich der Herkunftsstaat des Beschwerdefuhrers nicht im Zustand willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
nicht festgestellt werden, dass fur den Beschwerdefihrer als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes besteht.

Auch wenn sich die Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat des Beschwerdefuhrers in wesentlichen Bereichen als
problematisch darstellt, kann nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte standige Praxis grober,
offenkundiger, massenhafter Menschenrechts-verletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des
UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter 8 50 FPG subsumierbaren Sachverhalt betroffen zu seinAuch wenn sich die
Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat des Beschwerdeflhrers in wesentlichen Bereichen als problematisch
darstellt, kann nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte standige Praxis grober, offenkundiger,
massenhafter Menschenrechts-verletzungen (iSd VfSlg 13.897 aus 1994,, 14.119 aus 1995,, vergleiche auch Artikel 3,
des UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt
schon alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher
Wahrscheinlichkeit damit rechnen muss, von einem unter Paragraph 50, FPG subsumierbaren Sachverhalt betroffen

Zu sein.

Aus der sonstigen allgemeinen Lage kann bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls kein Hinweis
auf das Bestehen eines unter § 50 FPG subsumierbaren Sachverhalts abgeleitet werden. Aus der sonstigen allgemeinen
Lage kann bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls kein Hinweis auf das Bestehen eines unter
Paragraph 50, FPG subsumierbaren Sachverhalts abgeleitet werden.

Weitere, in der Person des Beschwerdefihrers begriindete Rickkehrhindernisse kénnen bei Berlcksichtigung
samtlicher bekannter Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Zur individuellen Situation des Beschwerdeflihrers wird weiters festgestellt, dass dieser im Herkunftsstaat bis zu seiner
Ausreise Uber ausreichende Existenzgrundlage verfligte. Bei dem Beschwerdeflihrer handelt es sich um einen 53-
jahrigen, arbeitsfahigen Mann, der auch in Osterreich bewiesen hat, dass er seinen Lebensunterhalt verdienen kann.
Einerseits stammt der BeschwerdeflUihrer aus einem Staat, auf dessen Territorium die Grundversorgung der
Bevolkerung gewahrleistet ist und andererseits gehort der Beschwerdefihrer keinem Personenkreis an, von welchem
anzunehmen ist, dass er sich in Bezug auf seine individuelle Versorgungslage schutzbedUrftiger darstellt als die Ubrige
Bevolkerung, welche ebenfalls fiir ihre Existenzsicherung aufkommen kann. Der BF hétte aufgrund seiner im Ausland
erworbenen Deutschkenntnisse die Mdglichkeit, diese gewinnbringend am dortigen Arbeitsmarkt einzusetzen. Es ware
dem Beschwerdefiihrer auch zumutbar, durch eigene und notfalls auch wenig attraktive und seiner Vorbildung nicht
entsprechende Arbeit oder durch Zuwendungen von dritter Seite, zB. Hilfsorganisationen, religiés-karitativ tatige
Organisationen - erforderlichenfalls unter Anbietung seiner gegebenen Arbeitskraft als Gegenleistung - jedenfalls auch
nach Uberwindung von Anfangsschwierigkeiten, beizutragen, um das zu seinem Lebensunterhalt unbedingt
Notwendige erlangen zu kdnnen. Zu den regelmalig zumutbaren Arbeiten gehdren dabei auch Tatigkeiten, fur die es
keine oder wenig Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht Uberkommenen Berufsbildern
entsprechen, etwa weil sie keinerlei besondere Fahigkeiten erfordern und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines
kurzfristigen Bedarfs ausgelbt werden kdnnen, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten- oder
Nischenwirtschaft' stattfinden. Auf kriminelle Aktivitaten wird hiermit nicht verwiesen.
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Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung ist jedenfalls davon auszugehen, dass der Beschwerdefuhrer im Falle einer
Rackkehr in seinen Herkunftsstaat in der Lage ist, seine dringendsten Lebensbedurfnisse zu befriedigen und nicht
Uber anfangliche Schwierigkeiten hinaus in eine dauerhaft aussichtslose Lage gerat.

Im Hinblick auf die Richtlinie 2004/83/EG uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von
Drittstaatangehdrigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
bendtigen, und Uber den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes (Status- bzw- Qualifikationsrichtlinie) wird im
Zusammenhang mit dem Bestehen einer zumutbaren Existenzgrundlage aus der nachstehenden deutschen Judikatur

auszugsweise zitiert, welcher sich das erkennende Gericht vollinhaltlich anschlief3t:

"Nach den Ausfihrungen des Bundesverwaltungsgerichts, denen der Senat folgt, bietet ein verfolgungssicherer Ort
erwerbsfahigen Personen das wirtschaftliche Existenzminimum grundsatzlich dann, wenn sie dort - was grundsatzlich
zumutbar ist - durch eigene und notfalls auch weniger attraktive und ihrer Vorbildung nicht entsprechende Arbeit oder
durch Zuwendungen von dritter Seite jedenfalls nach Uberwindung von Anfangsschwierigkeiten das zu ihrem
Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen kénnen. Zu den regelmaRig zumutbaren Arbeiten gehdren dabei
auch Tatigkeiten, fur die es keine Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht Uberkommenen
Berufsbildern entsprechen, etwa weil sie keinerlei besondere Fahigkeiten erfordern, und die nur zeitweise, etwa zur
Deckung eines kurzfristigen Bedarfs ausgeubt werden kdnnen, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten-
oder Nischenwirtschaft' stattfinden. Der Verweis auf eine entwirdigende oder eine kriminelle Arbeit - etwa durch
Beteiligung an Straftaten im Rahmen 'mafidser' Strukturen - ist dagegen nicht zumutbar (BVerwG, Beschluss vom
17.05.2005 - 1 B 100/05 - ). Mal3geblich ist grundsatzlich auch nicht, ob der Staat den Fluchtlingen einen durchgehend
legalen Aufenthaltsstatus gewahren wirde, vielmehr ist in tatsachlicher Hinsicht zu fragen, ob das wirtschaftliche
Existenzminimum zur Verflugung steht (vgl. BVerwG, Beschluss vom 31.08.2006 - 1 B 96/06 - a. a. O.; a. A. OVG
Magdeburg, Urteil v. 31.03.2006 - 2 L 40/06 - [35 S., M8244]), d. h. ob mit den erlangten Mitteln auch die notwendigsten
Aufwendungen fir Leben und Gesundheit aufgebracht werden konnen.""Nach den Ausfuhrungen des
Bundesverwaltungsgerichts, denen der Senat folgt, bietet ein verfolgungssicherer Ort erwerbsfahigen Personen das
wirtschaftliche Existenzminimum grundsatzlich dann, wenn sie dort - was grundsatzlich zumutbar ist - durch eigene
und notfalls auch weniger attraktive und ihrer Vorbildung nicht entsprechende Arbeit oder durch Zuwendungen von
dritter Seite jedenfalls nach Uberwindung von Anfangsschwierigkeiten das zu ihrem Lebensunterhalt unbedingt
Notwendige erlangen kénnen. Zu den regelmaBig zumutbaren Arbeiten gehdéren dabei auch Tatigkeiten, fur die es
keine Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht iberkommenen Berufsbildern entsprechen, etwa
weil sie keinerlei besondere Fahigkeiten erfordern, und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines kurzfristigen Bedarfs
ausgelbt werden kdnnen, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten- oder Nischenwirtschaft' stattfinden.
Der Verweis auf eine entwirdigende oder eine kriminelle Arbeit - etwa durch Beteiligung an Straftaten im Rahmen
'mafidser' Strukturen - ist dagegen nicht zumutbar (BVerwG, Beschluss vom 17.05.2005 - 1 B 100/05 - ). Mal3geblich ist
grundsatzlich auch nicht, ob der Staat den Flichtlingen einen durchgehend legalen Aufenthaltsstatus gewahren wirde,
vielmehr ist in tatsachlicher Hinsicht zu fragen, ob das wirtschaftliche Existenzminimum zur Verfligung steht vergleiche
BVerwG, Beschluss vom 31.08.2006 - 1 B 96/06 - a. a. O.; a. A. OVG Magdeburg, Urteil v. 31.03.2006 - 2 L 40/06 - [35 S.,
M8244]), d. h. ob mit den erlangten Mitteln auch die notwendigsten Aufwendungen fir Leben und Gesundheit
aufgebracht werden kénnen."

Quelle: VGH Ba-Wu4: Zum internen Schutz nach der Qualifikationsrichtlinie
Urteil vom 25.10.2006 - A 3 S 46/06

Zu den von dem BF vorgelegten arztlichen Bescheinigungen (Befund des Institut fur XXXX vom 3.11.2003 und
27.2.2004, Kurzbrief des KH XXXX vom 26.8.2003, Kurzbrief des Klinikums XXXX vom 5.5.2004, kardiologischer
Arztbericht vom 29.9.2010, Befundbericht vom 28.9.2010 und eine Aufenthaltsbestatigung vom 29.9.2010 des
Landesklinikum XXXX) ist festzustellen, dass aufgrund der aktuellen Landerfeststellungen Herzerkrankungen im Sinne
der vorliegenden Diagnostik bzw. der dafiir notwendigen Medikation auch in Aserbaidschan/Baku gut behandelbar
sind. Offiziell sind Aufenthalt und Behandlung in staatlichen Krankenhdusern kostenlos. Es gibt auch spezielle
Einrichtungen die sich um kranke und alte Menschen kimmern. Diese Einrichtungen sind kostenlos und werden vom
Staat finanziert.Zu den von dem BF vorgelegten arztlichen Bescheinigungen (Befund des Institut fiir romisch 40 vom
3.11.2003 und 27.2.2004, Kurzbrief des KH romisch 40 vom 26.8.2003, Kurzbrief des Klinikums rémisch 40 vom
5.5.2004, kardiologischer Arztbericht vom 29.9.2010, Befundbericht vom 28.9.2010 und eine Aufenthaltsbestatigung



vom 29.9.2010 des Landesklinikum rémisch 40 ) ist festzustellen, dass aufgrund der aktuellen Landerfeststellungen
Herzerkrankungen im Sinne der vorliegenden Diagnostik bzw. der dafir notwendigen Medikation auch in
Aserbaidschan/Baku gut behandelbar sind. Offiziell sind Aufenthalt und Behandlung in staatlichen Krankenhdusern
kostenlos. Es gibt auch spezielle Einrichtungen die sich um kranke und alte Menschen kiimmern. Diese Einrichtungen

sind kostenlos und werden vom Staat finanziert.

Der EGMR geht davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung abgeleitet werden
kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstitzende Leistungen nicht biete, die der
Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet (vgl. fir mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964, oder
auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 /
99).Der EGMR geht davon aus, dass aus Artikel 3, EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung abgeleitet
werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstiitzende Leistungen nicht biete,
die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet vergleiche fur mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR
146/1996/767/964, oder auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against
Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).

Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden auRRer
Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art. 3 EMRK fihren {EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964 ("St. Kitts-Fall")}.
Im Zusammenhang mit einer Erkrankung des Beschwerdefihrers nahm der EGMR auRerordentliche, ausnahmsweise
vorliegende Umstande im "St. Kitts-Fall" an. Im Mai 1997 hatte der EGMR die Abschiebung eines HIV-infizierten
Drogenhandlers, welcher laut medizinischen Erkenntnissen auch in Grol3britannien bei entsprechender Behandlung
nur mehr ca. 8 - 14 Monate zu leben gehabt hatte und sich somit im fortgeschrittenen Krankheitsstadium befand, aus
Grol3britannien auf seine Heimatinsel St. Kitts/kleine Antillen (Karibik) als "unmenschliche Behandlung" im Sinne des
Art. 3 der Europdischen Menschenrechtskonvention angesehen. Die im zitierten Erkenntnis beschriebene
auBergewohnliche, exzeptionale Notlage (er hatte dort keinen Zugang zu medizinischer Versorgung und Betreuung,
nicht einmal zu einem Pflegebett gehabt hatte und ware so qualvollst, einsam und in extremer Armut gestorben) die
ihn dort erwarte, wirde seine Lebenserwartung deutlich reduzieren und ihn psychischem und physischem Leiden
aussetzen. Diese Abschiebung war daher in diesem Einzelfall unzuldssig (EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964).Nur
unter aullerordentlichen, ausnahmsweise vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden auBer
Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Artikel 3, EMRK fuhren {EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964 ("St. Kitts-
Fall)}. Im Zusammenhang mit einer Erkrankung des Beschwerdefihrers nahm der EGMR auB3erordentliche,
ausnahmsweise vorliegende Umstande im "St. Kitts-Fall" an. Im Mai 1997 hatte der EGMR die Abschiebung eines HIV-
infizierten Drogenhandlers, welcher laut medizinischen Erkenntnissen auch in GroRbritannien bei entsprechender
Behandlung nur mehr ca. 8 - 14 Monate zu leben gehabt hatte und sich somit im fortgeschrittenen Krankheitsstadium
befand, aus GroRbritannien auf seine Heimatinsel St. Kitts/kleine Antillen (Karibik) als "unmenschliche Behandlung" im
Sinne des Artikel 3, der Europdischen Menschenrechtskonvention angesehen. Die im zitierten Erkenntnis beschriebene
auBergewodhnliche, exzeptionale Notlage (er hatte dort keinen Zugang zu medizinischer Versorgung und Betreuung,
nicht einmal zu einem Pflegebett gehabt hatte und ware so qualvollst, einsam und in extremer Armut gestorben) die
ihn dort erwarte, wirde seine Lebenserwartung deutlich reduzieren und ihn psychischem und physischem Leiden
aussetzen. Diese Abschiebung war daher in diesem Einzelfall unzuldssig (EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964).

Ahnlich entschied die Europdische Kommission fiir Menschenrechte 1998 im Falle eines AIDS-Kranken aus der
Demokratischen Republik Kongo (B.B. gegen Frankreich, 9.3.1998, Nr. 30930/96). Auch die Kommission stellte auf die
fortgeschrittene Erkrankung, die fehlende Behandlungsméglichkeit in der Heimat mit der groBen Gefahr
opportunistischer Erkrankungen, fehlende familidre Bindungen und die Ubernahme der (medizinischen)
Verantwortung Frankreichs durch die Behandlung ab und bejahte ein Abschiebungshindernis im Sinne des Art. 3
EMRK.Ahnlich entschied die Europaische Kommission fiir Menschenrechte 1998 im Falle eines AIDS-Kranken aus der
Demokratischen Republik Kongo (B.B. gegen Frankreich, 9.3.1998, Nr. 30930/96). Auch die Kommission stellte auf die
fortgeschrittene Erkrankung, die fehlende Behandlungsmoglichkeit in der Heimat mit der groRBen Gefahr
opportunistischer Erkrankungen, fehlende familidre Bindungen und die Ubernahme der (medizinischen)
Verantwortung Frankreichs durch die Behandlung ab und bejahte ein Abschiebungshindernis im Sinne des Artikel 3,
EMRK.

In der Entscheidung vom 15.2.2000 (S.C.C. gegen Schweden, Nr. 46553 /99) kam der EGMR zu einer entgegen gesetzten



Auffassung. Die Antragstellerin stammte aus Sambia. Sie machte geltend, es sei im Jahr 1995 eine HIV-Infektion bei ihr
festgestellt worden, mit einer Therapie habe man im Jahr 1999 begonnen. Der EGMR verneinte eine Verletzung von Art.
3 EMRK unter Berlcksichtigung der Tatsachen, dass erst kirzlich mit einer Therapie begonnen worden sei, dass
Verwandte in Sambia lebten und dass nach Vortrag der schwedischen Botschaft die Behandlung von AIDS in Sambia
moglich sei.ln der Entscheidung vom 15.2.2000 (S.C.C. gegen Schweden, Nr. 46553 /99) kam der EGMR zu einer
entgegen gesetzten Auffassung. Die Antragstellerin stammte aus Sambia. Sie machte geltend, es sei im Jahr 1995 eine
HIV-Infektion bei ihr festgestellt worden, mit einer Therapie habe man im Jahr 1999 begonnen. Der EGMR verneinte
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK unter Berucksichtigung der Tatsachen, dass erst kirzlich mit einer Therapie
begonnen worden sei, dass Verwandte in Sambia lebten und dass nach Vortrag der schwedischen Botschaft die
Behandlung von AIDS in Sambia mdglich sei.

Ubersicht der Judikatur des EGMR zur Frage von krankheitsbedingten Abschiebehindernissen und einer ausreichenden
medizinischen Versorgung in den Zielstaaten unter dem Gesichtspunkt des Artikel 3 EMRK im Rahmen seiner
authentischen Interpretation dieser Konventionsbestimmung im Lichte seiner jingeren Judikatur:

GONCHAROVA & ALEKSEYTSEV gg. Schweden, 03.05.2007, Rs 31246/06
AYEGH gg. Schweden, 07.11.2006, Rs 4701/05

PARAMASOTHY gg. NIEDERLANDE, 10.11.2005, Rs 14492/03

RAMADAN & AHJREDINI gg. Niederlande, 10.11.2005, Rs 35989/03
HUKIC gg. Schweden, 27.09.2005, Rs 17416/05

OVDIENKO gg. Finnland, 31.05.2005, Rs 1383/04

AMEGNIGAN gg. Niederlande, 25.11.2004, Rs 25629/04

NDANGOYA gg. Schweden, 22.06.2004, Rs 17868/03

Aus dieser Rechtsprechung ergeben sich folgende Judikaturlinien:

Der Umstand, dass die medizinischen Behandlungsmdglichkeiten im Zielland schlechter waren als im Aufenthaltsland,
und allfalligerweise "erhebliche Kosten" verursachen, ist nicht ausschlaggebend. In der Entscheidung HUKIC gg.
Schweden, 27.09.2005, Rs 17416/05 wurde die Abschiebung des am Down-Syndrom leidenden Beschwerdefuhrers
nach Bosnien-Herzegowina fur zuldssig erklart und wurde ausgefuhrt, dass die Mdoglichkeit der medizinischen
Versorgung in Bosnien-Herzegowina gegeben sei. Dass die Behandlung in Bosnien-Herzegowina nicht den gleichen
Standard wie in Schweden aufweise und unter Umstanden auch kostenintensiver sei, sei nicht relevant. Notwendige
Behandlungsméglichkeiten wéren gegeben und dies sei jedenfalls ausreichend. Im Ubrigen hielt der Gerichtshof fest,
dass ungeachtet der Ernsthaftigkeit eines Down-Syndroms, diese Erkrankung nicht mit den letzten Stadien einer
todlich verlaufenden Krankheit zu vergleichen sei.

In der Beschwerdesache AMEGNIGAN gg. Niederlande, 25.11.2004, Rs 25629/04, stellte der EGMR fest, dass in Togo
eine grundsatzliche adaquate Behandlung der noch nicht ausgebrochenen AIDS-Erkrankung gegeben ist und erklarte
die Abschiebung des Beschwerdefihrers fur zuldssig.

In der Entscheidung RAMADAN & AHJREDINI gg. Niederlande vom 10.11.2005, Rs 35989/03 wurde die Abschiebung der
Beschwerdefuhrer nach Mazedonien fir zuldssig erklart, da Psychotherapie eine gangige Behandlungsform in
Mazedonien ist und auch verschiedene therapeutische Medizin verflgbar ist, auch wenn sie nicht dem Standard in den
Niederlanden entsprechen maoge.

In der Beschwerdesache NDANGOYA gg. Schweden, 22.06.2004, Rs 17868/03, sprach der EGMR aus, dass in Tansania
Behandlungsmoglichkeiten auch unter erheblichen Kosten fir die in 1-2 Jahren ausbrechende AIDS-Erkrankung des
Beschwerdefiihrers gegeben seien; es lagen auch familidre Bezlige vor, weshalb die Abschiebung fir zulassig erklart
wurde.

Dass sich der Gesundheitszustand durch die Abschiebung verschlechtert ("mentaler Stress" ist nicht entscheidend), ist
vom Antragsteller konkret nachzuweisen, blof3e Spekulationen Uber die Moglichkeit sind nicht ausreichend. In der
Beschwerdesache OVDIENKO gg. Finnland vom 31.05.2005, Nr. 1383/04, wurde die Abschiebung des



Beschwerdefihrers, der seit 2002 in psychiatrischer Behandlung war und der selbstmordgefahrdet ist, fur zuldssig
erklart; mentaler Stress durch eine Abschiebungsdrohung in die Ukraine ist kein ausreichendes "real risk".

In diesem Zusammenhang wird auch darauf hingewiesen, dass It. EGMR es fur eine Art. 3 EMRK-konforme
Uberstellung ausreicht, dass Behandlungsmoglichkeiten [fir Traumatisierte, hier aufgrund der identischen
Interessenslage jedoch analog anwendbar] im Land der Uberstellung verfiigbar sind (vgl. Paramasothy v. Netherlands
10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, Ovidienkoln diesem Zusammenhang wird auch darauf
hingewiesen, dass It. EGMR es fur eine Artikel 3, EMRK-konforme Uberstellung ausreicht, dass
Behandlungsmadglichkeiten [fur Traumatisierte, hier aufgrund der identischen Interessenslage jedoch analog
anwendbar] im Land der Uberstellung verfigbar sind vergleiche Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan
Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, Ovidienko

v. Finnland 31.5.2005; Hukic v. Sweden, 27.9.2005), was im Herkunftsstaat hinsichtlich der von der BF vorgebrachten
Erkrankung offensichtlich der Fall ist (Vgl. etwa den 6ffentlich zuganglichen WHO Mental Health Atlas 2005 [etwa:

http://www.who.int/mental_health/evidence/mhatlasO5/en/index.html]; dt. AA, Bericht Uber die asyl- und
abschiebungsrelavante Lage in der Republik Armenien, 18.06.2008; Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission -
Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 01.11.2007)

Ebenso ergaben sich im Ermittlungsverfahren keine Hinweise, dass sich der Gesundheitszustand des BF so schlecht
darstellen wiirde, dass eine Art. 3 EMRK konforme Uberstellung in den Herkunftsstaat nicht méglich ware (vgl. sind
(vgl. Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, OvidienkoEbenso
ergaben sich im Ermittlungsverfahren keine Hinweise, dass sich der Gesundheitszustand des BF so schlecht darstellen
wirde, dass eine Artikel 3, EMRK konforme Uberstellung in den Herkunftsstaat nicht méglich wére vergleiche sind
vergleiche Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, Ovidienko

v. Finnland 31.5.2005; Hukic v. Sweden, 27.9.2005). In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass die
zustandige Behérde sehr wohl den Gesundheitszustand des zu Uberstellenden in ihre Uberlegungen einbezieht und
demzufolge handelt.

Es war unter Berucksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht kein subsididrer Schutz zu gewahren, die
Entscheidung des BAA im Ergebnis zu bestatigen und die Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt Il. abzuweisen.Es
war unter Berucksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht kein subsididrer Schutz zu gewahren, die
Entscheidung des BAA im Ergebnis zu bestatigen und die Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt rémisch zwei.

abzuweisen.

Im Hinblick auf Spruchpunkt Ill. des angefochtenen Bescheides ist vorauszuschicken, dass gemaRR § 75 Abs. 8
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der Fassung BGBI. | Nr. 122/2009, § 10 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 122/2009 auf alle am oder nach dem 1. Janner 2010 anhdngigen Verfahren nach dem
Asylgesetz 1997 mit der Mal3gabe anzuwenden ist, dass eine Ausweisungsentscheidung nach dem Asylgesetz 1997, die
vor dem 1. Janner 2010 erlassen wurde, als eine Ausweisungsentscheidung nach § 10, die Zurlckweisung eines
Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997 als Zurlickweisung nach § 10 Abs. 1 Z 1 und die Abweisung eines Asylantrages
nach dem Asylgesetz 1997, mit der festgestellt wurde, dass die Zurickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des
Fremden in den Herkunftsstaat zulassig ist, als Abweisung nach &8 10 Abs. 1 Z 2 gilt.Im Hinblick auf Spruchpunkt
réomisch drei. des angefochtenen Bescheides ist vorauszuschicken, dass gemaR Paragraph 75, Absatz 8, Asylgesetz
2005 - AsylG 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, Paragraph
10, in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009, auf alle am oder nach dem 1.
Janner 2010 anhéangigen Verfahren nach dem Asylgesetz 1997 mit der Malgabe anzuwenden ist, dass eine
Ausweisungsentscheidung nach dem Asylgesetz 1997, die vor dem 1. Janner 2010 erlassen wurde, als eine
Ausweisungsentscheidung nach Paragraph 10,, die Zurlickweisung eines Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997 als
Zurlckweisung nach Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins und die Abweisung eines Asylantrages nach dem Asylgesetz
1997, mit der festgestellt wurde, dass die Zurtickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den
Herkunftsstaat zuldssig ist, als Abweisung nach Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, gilt.

Gemall § 10 Abs. 1 Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009, ist eine
Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wennGemaR Paragraph 10, Absatz eins,
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,,


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2009/122
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2009/122
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2009/122

ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz zurtckgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des/der Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des/der subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem/einer Fremden der Status des/der Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des
Status des/der subsididr Schutzberechtigten kommt oder

4. einem/einer Fremden der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegtund kein Fall der Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2,
vorliegt.

Wie der Verwaltungsgerichtshof jedoch schon in seinem Erkenntnis vom 12. Dezember 2007, ZI.2007/19/1054-7,
ausgefuhrt hat, wollte der Gesetzgeber mit der Einfihrung des Familienverfahrens die Familieneinheit im Vergleich zur
Rechtslage nach dem Asylgesetz 1997 in der Stammfassung in der Weise starken, dass allen Angehdrigen einer
"Kernfamilie" (siehe 8 1 Z 6 Asylgesetz 1997 in der FassungBGBI. | Nr. 101/2003) im Asylverfahren die gleiche
Rechtsstellung zukommt. Damit sollte verhindert werden, dass es durch verschiedene rechtliche Behandlung einzelner
Familienmitglieder - entgegen dem in Art. 8 Abs. 1 EMRK festgelegten Gebot der Achtung des Familienverbandes - zur
Trennung von Familien kommen kann.Wie der Verwaltungsgerichtshof jedoch schon in seinem Erkenntnis vom 12.
Dezember 2007, ZI.2007/19/1054-7, ausgefihrt hat, wollte der Gesetzgeber mit der Einfihrung des
Familienverfahrens die Familieneinheit im Vergleich zur Rechtslage nach dem Asylgesetz 1997 in der Stammfassung in
der Weise starken, dass allen Angehdrigen einer "Kernfamilie" (siehe Paragraph eins, Ziffer 6, Asylgesetz 1997 in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,) im Asylverfahren die gleiche Rechtsstellung zukommt. Damit
sollte verhindert werden, dass es durch verschiedene rechtliche Behandlung einzelner Familienmitglieder - entgegen
dem in Artikel 8, Absatz eins, EMRK festgelegten Gebot der Achtung des Familienverbandes - zur Trennung von

Familien kommen kann.

Wenn das Bundesasylamt fir einzelne Familienmitglieder keine Ausweisung verfugt hat, so ist es nach Ansicht des
Verwaltungsgerichtshofes der Berufungsinstanz (nunmehr: Beschwerdeinstanz) verwehrt, fir Angehdrige
Ausweisungen "nachzutragen", um die Rechtsposition der Familie zu vereinheitlichen. In derartigen Fallen hatte tUber

die Ausweisung die Fremdenbehdrde zu entscheiden.

Far Falle, in denen einzelne Mitglieder einer "Kernfamilie" von den Asylbehdrden, andere aber von den
Fremdenbehodrden auszuweisen waren, hat der Gesetzgeber weder Vorkehrungen fir ein koordiniertes Vorgehen
noch fur eine einheitliche Ausweisungsentscheidung getroffen. Auch 8 38 AVG bietet dafur keine Losung. Ein Ergebnis,
wonach etwa ein minderjahriger Beschwerdefuhrer auf Grund der asylrechtlichen Ausweisung das Bundesgebiet ohne
seine Eltern zu verlassen hat, weil diese keine asylrechtliche Ausweisung erhalten haben, das also zu seiner Trennung
von der Kernfamilie fihren wirde, wiirde den oben dargestellten Intentionen des Gesetzgebers bei EinfUhrung des
Familienverfahrens widersprechen und ware ein Eingriff in das durch Art. 8 EMRK geschutzte Recht auf Familienleben,
far den - auch unter BerUcksichtigung der offentlichen Interessen - keine Rechtfertigung zu erkennen ist.Fir Falle, in
denen einzelne Mitglieder einer "Kernfamilie" von den Asylbehdrden, andere aber von den Fremdenbehdrden
auszuweisen waren, hat der Gesetzgeber weder Vorkehrungen fiur ein koordiniertes Vorgehen noch fur eine
einheitliche Ausweisungsentscheidung getroffen. Auch Paragraph 38, AVG bietet dafur keine Lésung. Ein Ergebnis,
wonach etwa ein minderjahriger Beschwerdefihrer auf Grund der asylrechtlichen Ausweisung das Bundesgebiet ohne
seine Eltern zu verlassen hat, weil diese keine asylrechtliche Ausweisung erhalten haben, das also zu seiner Trennung
von der Kernfamilie fihren wirde, wiirde den oben dargestellten Intentionen des Gesetzgebers bei Einflhrung des
Familienverfahrens widersprechen und ware ein Eingriff in das durch Artikel 8, EMRK geschitzte Recht auf
Familienleben, fir den - auch unter BerUcksichtigung der 6ffentlichen Interessen - keine Rechtfertigung zu erkennen
ist.

Um das vom Gesetzgeber intendierte und verfassungsrechtlich gebotene Ergebnis zu erzielen, ist nach Auffassung des
Verwaltungsgerichtshofes in  einem Fall, in dem ein minderjdhriger Asylwerber eine erstinstanzliche
Ausweisungsentscheidung erhalten hat, nicht aber seine Eltern (auf Grund der Rechtslage vor der Asylgesetznovelle
2003), die erstinstanzliche Ausweisung in Bezug auf den Minderjahrigen ersatzlos zu beheben (vgl. in diesem Sinn auch
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VwWGH 16.01.2008, ZI.2007/19/0851; VwGH 31.01.2008, ZI.2007/01/1060 bis 1062-10; VwGH 09.04.2008, ZI.
2008/19/0205; 16.04.2008, ZI.2007/19/0037).Um das vom Gesetzgeber intendierte und verfassungsrechtlich gebotene
Ergebnis zu erzielen, ist nach Auffassung des Verwaltungsgerichtshofes in einem Fall, in dem ein minderjahriger
Asylwerber eine erstinstanzliche Ausweisungsentscheidung erhalten hat, nicht aber seine Eltern (auf Grund der
Rechtslage vor der Asylgesetznovelle 2003), die erstinstanzliche Ausweisung in Bezug auf den Minderjahrigen ersatzlos
zu beheben vergleiche in diesem Sinn auch VwGH 16.01.2008, ZI. 2007/19/0851; VwGH 31.01.2008, Z1.2007/01/1060
bis 1062-10; VwGH 09.04.2008, ZI. 2008/19/0205; 16.04.2008, ZI.2007/19/0037).

Diese Erwagungen des Verwaltungsgerichtshofes gelten auch fur die vorliegende Konstellation, in welcher hinsichtlich
des Ehegatten und Vaters von drei Kindern aufgrund der Rechtslage nach dem Asylgesetz 1997 in der Fassung BGBI. |
Nr. 101/2003 eine Ausweisung ausgesprochen wurde, eine Ausweisungsentscheidung hinsichtlich der Gattin und den
drei Kinder jedoch unterblieb.Diese Erwagungen des Verwaltungsgerichtshofes gelten auch fir die vorliegende
Konstellation, in welcher hinsichtlich des Ehegatten und Vaters von drei Kindern aufgrund der Rechtslage nach dem
Asylgesetz 1997 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003, eine Ausweisung ausgesprochen wurde,
eine Ausweisungsentscheidung hinsichtlich der Gattin und den drei Kinder jedoch unterblieb.

Wie der zuvor referierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes entnommen werden kann, ist es dem Asylgerichtshof
verwehrt, die (unterbliebene) Ausweisung einzelner Familienangehdriger (8 1 Z 6 AsylG, BGBI. | Nr. 76 bzw. nunmehr§ 2
Z 22 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 135/2009) mit Blick auf die Ausweisung der anderen
Familienangehorigen "nachzutragen". Da die Durchfihrung der Ausweisung des BeschwerdeflUhrers - mangels
Ausweisung seiner Gattin und Kinder - zu einer mit Art. 8 EMRK in Widerspruch geratenden Trennung der (Kern-
)Familie fihren wirde, war der dritte Spruchpunkt des erstinstanzlichen Bescheides somit ersatzlos zu beheben.Wie
der zuvor referierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes entnommen werden kann, ist es dem Asylgerichtshof
verwehrt, die (unterbliebene) Ausweisung einzelner Familienangehdriger (Paragraph eins, Ziffer 6, AsylG, BGBI. rdmisch
eins Nr. 76 bzw. nunmehr Paragraph 2, Ziffer 22, AsylG 2005, BGBI. roémisch eins Nr. 100 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 135 aus 2009,) mit Blick auf die Ausweisung der anderen Familienangehdrigen
"nachzutragen". Da die Durchfiihrung der Ausweisung des Beschwerdeflhrers - mangels Ausweisung seiner Gattin und
Kinder - zu einer mit Artikel 8, EMRK in Widerspruch geratenden Trennung der (Kern-)Familie fihren wiirde, war der
dritte Spruchpunkt des erstinstanzlichen Bescheides somit ersatzlos zu beheben.

GemaRk § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof8& 67d AVG mit der MalRgabe anzuwenden, dass eine mundliche
Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart
erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen
entspricht. Es ergibt sich aus § 23 AsylGHG, dass die dort als Rechtsfolge vorgesehene sinngemaf3e Anwendung des
AVG 1991 unter dem Vorbehalt anderer Regelungsinhalte des B-VG, des AsylG 2005 und des VwWGG steht. Derartige
ausdruckliche andere Regelungen flr das Verfahren vor dem Asylgerichtshof sind, in den in der Erlauterung laut AB
371 XXIIL.GP genannten §§ 20, 22 und 41 AsylG 2005 enthalten, wohl aber auch in den 88 42, 61 und 62 AsylG 2005. Es
ergibt sich aus § 23 AsylGHG somit die Anwendung von Verfahrensbestimmungen fir den Asylgerichtshof in allen
anhangigen Verfahren einschlieRlich der gem&R den Ubergangsbestimmungen des AsylG 2005 nach den
Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu fuhrenden Verfahren, ohne dass es daflir einer Nennung dieser
Bestimmungen (auch) im & 75 Abs. 1 AsylG 2005 bedurfte. 8 41 Abs. 7 ist daher im gegenstandlichen Verfahren
anwendbar.Gemal Paragraph 41, Absatz 7, AsylG hat der Asylgerichtshof Paragraph 67 d, AVG mit der MalRgabe
anzuwenden, dass eine mundliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Es ergibt sich aus Paragraph 23, AsylGHG, dass die dort als Rechtsfolge
vorgesehene sinngemalRe Anwendung des AVG 1991 unter dem Vorbehalt anderer Regelungsinhalte des B-VG, des
AsylG 2005 und des VwGG steht. Derartige ausdrickliche andere Regelungen fir das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof sind, in den in der Erlauterung laut Ausschussbericht 371 rémisch 23 .Gesetzgebungsperiode
genannten Paragraphen 20, 22 und 41 AsylG 2005 enthalten, wohl aber auch in den Paragraphen 42, 61 und 62 AsylG
2005. Es ergibt sich aus Paragraph 23, AsylGHG somit die Anwendung von Verfahrensbestimmungen fir den
Asylgerichtshof in allen anhangigen Verfahren einschlieRlich der gemaR den Ubergangsbestimmungen des AsylG 2005
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nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu fihrenden Verfahren, ohne dass es dafur einer Nennung
dieser Bestimmungen (auch) im Paragraph 75, Absatz eins, AsylG 2005 bedurfte. Paragraph 41, Absatz 7, ist daher im
gegenstandlichen Verfahren anwendbar.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur aul3er Kraft getretenen Regelung des Art. Il Abs. 2 lit. D Z 43a
EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklart anzusehen, wenn die
erstinstanzliche Beweiswurdigung in der Berufung substantiiert bekdampft wird oder der Berufungsbehodrde
erganzungsbedurftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen
vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehorde ihre Entscheidung auf zusatzliche Ermittlungsergebnisse
stitzen will (VWGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,2002/20/0533; 12.06.2003,
2002/20/0336). Gemall dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die
Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maRgebliche Sachverhalt aus
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart war. Was das Vorbringen des Beschwerdefihrers in der
Beschwerde betrifft, so findet sich in dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen
hinsichtlich allfalliger sonstiger Fluchtgrinde des Beschwerdefiihrers. Auch tritt der Beschwerdefihrer in der
Beschwerde den seitens der Behdrde erster Instanz getatigten Ausfihrungen nicht in ausreichend konkreter Weise
entgegen.Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur auRer Kraft getretenen Regelung des Artikel rémisch
zwei, Absatz 2, lit. D Ziffer 43 a, EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als
geklart anzusehen, wenn die erstinstanzliche Beweiswirdigung in der Berufung substantiiert bekdmpft wird oder der
Berufungsbehorde ergdnzungsbedirftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich
relevante Neuerungen vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehdrde ihre Entscheidung auf zusatzliche
Ermittlungsergebnisse stitzen will (VwWGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,
2002/20/0533; 12.06.2003,2002/20/0336). GemaR dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im
vorliegenden Fall die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der
mafgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart war. Was das Vorbringen des
Beschwerdefihrers in der Beschwerde betrifft, so findet sich in dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes
Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfdlliger sonstiger Fluchtgrinde des BeschwerdeflUhrers. Auch tritt der
Beschwerdefiihrer in der Beschwerde den seitens der Behdrde erster Instanz getatigten AusfUhrungen nicht in
ausreichend konkreter Weise entgegen.

Schlagworte

Abschiebungshindernis, Behandlungsmoglichkeiten, EMRK, Familieneinheit, gesundheitliche Beeintrachtigung,
Glaubwiurdigkeit, mangelnde Asylrelevanz, non refoulement, Spruchpunktbehebung-Ausweisung, strafrechtliche
Verfolgung, Verfolgungsgefahr
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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